
Bei der Umrüstung der früheren 
Eisenerzgrube Schacht Konrad 
zum Endlager für schwach- und 

mittelradioaktiven Müll haben sich 
mehrere Bergbaufirmen wettbewerbs-
widrig abgesprochen. Die Deutsche 
Gesellschaft zum Bau und Betrieb von 
Endlagern für Abfallstoffe (DBE), die 
vom Bund mit dem Ausbau des Berg-
werks beauftragt wurde und ihrerseits 
einzelne Aufträge an Subunternehmen 
vergibt, bestätigte am Wochenende Er-
mittlungen gegen ein halbes Dutzend 
Firmen. 

Die Süddeutsche Zeitung hatte zuvor 
berichtet, daß sich die Spezialfirmen 
bei Angeboten für einen Auftrag im 
Volumen von etwa 120 Millionen Eu-
ro abgesprochen haben. Jeweils zwei 
der sechs Firmen sollen sich dabei zu 
einem Konsortium zusammengeschlos-
sen haben. Dadurch hätten sie beein-
flussen können, wer welchen Teil des 
Auftrages erhalte. Zwischen ihnen ha-
be es einen »besprochenen Verteilungs-
plan« gegeben, an den sich alle hielten. 
Sowohl das Bundeskartellamt als auch 
die Staatsanwaltschaft Bochum – im 
Ruhrgebiet sind viele Bergbaufirmen 
ansässig  – hätten Ermittlungen einge-
leitet, so das Blatt. 

»Im Kern stimmen die Vorwürfe«, 
sagte ein DBE-Sprecher auf jW-Anfra-
ge. Die Absprachen beträfen Aufträge 
aus den Jahren 2010 und 2011 zum Aus-
bau unterirdischer Kammern. Es werde 
allerdings nicht gegen die DBE ermit-
telt, sondern »wir sind die Geschädig-
ten«, so der Sprecher. Von den an den 
Absprachen beteiligten Firmen erwarte 
man nun »zumindest Konsequenzen in 
personeller und organisatorischer Hin-
sicht«.

Nach Informationen der Süddeut-
schen Zeitung wird in der Angelegenheit 
allerdings auch gegen einen Mitarbeiter 
der DBE wegen Bestechung und Be-
stechlichkeit ermittelt. Erst durch diese 
Untersuchungen sollen die Absprachen 
aufgeflogen sein. Das Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS), gewissermaßen 
Bauherr bei Schacht Konrad, forderte 
gestern in Abstimmung mit dem Bun-
desumweltministerium die DBE zu ei-
ner Aufklärung der Vorgänge auf. 

Außer bei Konrad in Salzgitter ist 
die DBE beim Erkundungsbergwerk 
in Gorleben und beim Endlager Mors-
leben in Sachsen-Anhalt als »General-
unternehmer« tätig. Sie genießt dabei 
praktisch Bestandsschutz, eine ordent-
liche Kündigung der Verträge ist ausge-

schlossen. Die Grünen-Atomexpertin 
Sylvia Kotting-Uhl spricht deshalb von 
»Knebelverträgen«. Auch das BfS hat 
die »Monopolstellung« der DBE im-
mer wieder thematisiert. 

Das Unternehmen mit Sitz im nieder-
sächsischen Peine war ursprünglich ein 
Staatsbetrieb. Heute gehört die DBE zu 
75 Prozent der Gesellschaft für Nukle-
arservice (GNS), einer Tochter der vier 
großen AKW-Betreiber. Umweltschüt-
zer verweisen auf weitere Verflechtun-
gen mit der Atomwirtschaft. So ist das 
Unternehmen Mitglied der Lobbyorgani-
sation Atomforum, der Kerntechnischen 
Gesellschaft sowie im »Wirtschaftsver-
band Kernbrennstoff-Kreislauf« – in 
diesem 1976 gegründeten Verband sind 
rund 90 Prozent aller in der Atombran-
che tätigen Unternehmen organisiert. 
Die DBE überweist an die drei Verei-
nigungen jährlich insgesamt mehr als 
20 000 Euro an Mitgliedsbeiträgen. 

»Uns überrascht mittlerweile gar 
nichts mehr«, erklärte die atomkraft-
kritische Arbeitsgemeinschaft Schacht 
Konrad gegenüber junge Welt. »Wäh-
rend wir uns darüber Gedanken machen, 
wie man langfristig verantwortlich mit 
Atommüll umgehen kann, machen an-
dere ihre kurzfristigen Gewinne.« Das 

Atommülldilemma sei eben auch ein 
lukratives Geschäft. Anwohner und 
Umweltschützer erlebten beim Bau von 
Schacht Konrad seit Jahren eine »wil-
de Gemengelage aus völlig veralteten 
Grundlagen, Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung der Genehmigung, fehler-
haften Ausschreibungen, sanierungsbe-
dürftigen Schächten und dem längst 
noch nicht entschiedenen Ringen um 
die Annahmebedingungen«. 

Tatsächlich kommen die Ermittlun-
gen aus Sicht der Konrad-Befürworter 
zur Unzeit, Probleme gibt es rund um 
die Baustelle ohnehin mehr als genug. 
So ist nicht nur der Zeitplan völlig aus 
den Fugen geraten – statt wie ursprüng-
lich geplant 2014, kann die Einlagerung 
nicht vor 2021 oder sogar erst 2024 
beginnen. Inzwischen ist auch klar, daß 
längst nicht der gesamte anfallende 
schwach- und mittelradioaktive Abfall 
in Schacht Konrad eingelagert werden 
kann – aus Platzgründen oder weil die 
Kriterien nicht erfüllt sind. Zudem 
wird der Umbau immer teurer: Frühere 
Schätzungen gingen von Kosten in Hö-
he von rund 900 Millionen Euro aus, 
inzwischen sind 1,5 Milliarden Euro 
verbaut, aktuell rechnet das BfS mit 
etwa 2,2 Milliarden Euro. 
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Der einzige, der die EU 
im Moment am Leben 
hält, ist EZB-Chef 
Draghi.

Altkanzler Helmut Schmidt im 
Gespräch mit Bild (Montagaus-
gabe)

Auseinandersetzung 
in der NPD hält an
Berlin. Die NPD soll nach dem 
Rücktritt ihres bisherigen Vorsit-
zenden Holger Apfel vorerst von 
Udo Pastörs geführt werden. Er 
werde dem Vorstand als kommis-
sarischer Chef vorgeschlagen, 
teilte die Partei in der Nacht zu 
Montag nach einer Präsidiums-
sitzung in Frankfurt am Main 
mit. Pastörs ist bisher einer der 
stellvertretenden Vorsitzenden 
sowie Chef der NPD-Fraktion im 
Landtag von Mecklenburg-Vor-
pommern. Er gilt als Hardliner, 
der sich weniger als Apfel um 
eine seriöse Fassade bemüht.

Die Neonazipartei hat außer-
dem massive finanzielle Pro-
bleme. Deshalb hat sie fünf der 
sieben Beschäftigten in der Ber-
liner Parteizentrale entlassen, 
wie Spiegel online am Montag 
berichtete. � (dpa/jW)
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Der neue Koalitionsvertrag ist überschrieben: »Deutschlands Zukunft gestalten«. Das verbietet aber ein Weitermachen wie bisher. 
Wir wollen einen Politikwechsel zu Abrüstung, ziviler Konfliktlösung, sozialer Gerechtigkeit, Wahrung der Menschenrechte und 

nachhaltigem Umgang mit der Natur. Krieg, Ausbeutung, Armut und Not müssen überwunden werden.

Dazu gehören vorrangig:
• Abzug der Bundeswehr aus allen Auslandseinsätzen
• Stopp der Rüstungsexporte
• Einstellung neuer Waffenprogramme
• drastische Verringerung der Militärausgaben
• Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland
• keine Militarisierung in Schulen und Hochschulen

Wir müssen den Politikwechsel in die eigenen Hände nehmen.
Dafür wollen wir weiter solidarisch kämpfen.
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Krieg löst keine Probleme …
Die Waffen nieder!
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